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561. Verordnung wegen Jagdbarkeit der 
Bronzeputer oder wilden Truthühner 


(Trutwild). Vom 9. Auguſt 1910. ® 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von 
Preußen ꝛc., verordnen auf Grund des § 50 der 
Jagdordnung vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. 
S. 207) für den Geltungsbereich dieſes Geſetzes 
ſowie auf Grund des § 14 des Wildſchongeſetzes 
vom 14. Juli 1904 (Geſetzſamml. S. 159) für den 
Umfang der Provinz Hannover, was folgt: 

Artikel I. 


Bronzeputer oder wilde Truthühner (Trutwild) 

werden zu jagdbaren Tieren erklärt. 
Artikel II. 
8 1. 

Mit der Jagd zu verſchonen ſind: 

a) Truthähne vom 15. Mai bis 15. Oktober; 

b) Truthennen vom 1. Januar bis 15. Oktober. 

Die im vorſtehenden als Anfangs⸗ und Endtermine 
der Schonzeiten bezeichneten Tage gehören zur Schonzeit. 

§ 2. 

Aus Rüdfichten der Jagdpflege können durch Be⸗ 
ſchluß des Bezirksausſchuſſes die Schonzeiten für 
Truthähne und Truthennen verlängert oder auf das 
ganze Jahr ausgedehnt werden. 

Die hiernach zuläſſige Abänderung der Schonzeiten 
darf für den ganzen Umfang oder nur für einzelne 
Teile des Regierungsbezirkes, die Abänderung für 


Artikel III. 

Mit einer Geldſtrafe von 30 Mark wird beſtraft, 
wer während der Schonzeit ein Stück Trutwild erlegt 
oder einfängt. 

Sind mildernde Umſtände vorhanden, ſo kann die 
Geldſtrafe bis auf 5 Mark für jedes Stück ermäßigt 


werden. 
Artikel IV. 

Im übrigen finden die Vorſchriften der Jagd» 
ordnung vom 15. Juli 1907 und des Wildſchon⸗ 
geſetzes vom 14. Juli 1904 auf das Trutwild gleich⸗ 
mäßige Anwendung. 

Artikel V. 

Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Ver⸗ 
kündung in Kraft. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unter⸗ 
ſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Wilhelmshöhe, den 9. Auguſt 1910. 


(L. S.) Wilhelm. 

Beſeler. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallmwig. 
Oberpräſtdent. 

562. Pollzeiverordnung. 


Auf Grund der SS 137 und 139 des Geſetzes 
über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (Geſ.⸗Samml. S. 195), ſowie der 88 6, 12 
und 15 des Geſetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 (Geſ.⸗Samml. S. 265) wird mit 


die einzelnen Teile desſelben Regierungsbezirkes in | Zuſtimmung des Provinzialrats der Provinz Branden⸗ 


verſchiedener Weiſe erfolgen. 


burg hierdurch verordnet was folgt: 
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9 1. 

Die Polizeiverordnung vom 12. Mai 1877, be: 
treffend einige Ergänzungen der Baupolizeiordnungen 
für das platte Land der Regierungsbezirke Potsdam 
und Frankfurt a. O., vom 15./23. März 1872 
(Amtsblatt der Königlichen Regierung Frankfurt a. O. 
Seite 151) und die Polizeiverordnung vom 8. April 
1891 (Amtsblatt der Königlichen Regierung Frank⸗ 
furt a. O. Seite 103) werden für den Umfang des 
Regierungsbezirks Frankfurt a. O. aufgehoben. 

2 


8 2. 

Dieſe Polizeiverordnung tritt am 1. November 
d. Is. in Kraft. 

Potsdam, den 25. Auguſt 1910. 

Der Oberpräſident. 
In Vertretung: von Winterfeldt. 
O. P. 14139. 
Begterungspräfident, 
(Regierung.) 
563. Lungenwurmſeuche. 

Dem Herrn Land oirtſchaftemimiſter iſt es erwünſcht, 
über die Lungenwurmſeuche bei lebenden Haustieren 
(Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen), insbeſondere 
über ihre Verbreitung und die zu ihrer Bekämpfung 
etwa ergriffenen Maßnahmen unterrichtet zu werden. 

Die Herren Kreistierärzte erſuche ich, ihr Augen⸗ 
merk hierauf zu richten und ihre Beobachtungen und 
Erfahrungen in den Jahresveterinärberichten für das 
Jahr 1910 eingehend darzulegen. 

Frankfurt a. O., den 12. September 1910. 

I Bg. 3519. Der Regierungspräſident. 
564. Kraftfahrzeugverkehr. 

Auf Grund des § 3 des Geſetzes über den Ver: 
kehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 1909 — 
RGBl. S. 437 — iſt der Kaufmann Otto Haendt 
in Guben heute von mir zur Ausbildung von Kraft⸗ 
fahrzeugführern ermächtigt worden. 

Frankfurt a. O., den 13. September 1910. 

IA. K. 130. Der Regierungspräfident. 
565. Radfernfahrt. 

Der Herr Oberpräſident hat der Vereinigung 
Berliner Straßenrennfahrer die für den 25. Sep⸗ 
tember geplante Radfernfahrt mit Tretfahrrädern 
auf der Strecke Berlin —Zoſſen — Baruth — Golßen — 

Lübben — Lübbenau — Veiſchau—Cotibus — Peitz 
Lieberofe— Friedland — Beeskow Müllroſe — Frank⸗ 
furt a. O. —Cüſtrin— Müncheberg — Tasdorf — Bies⸗ 
dorf geſtattet, unter der Bedingung, daß die geltenden 
Polizeiverordnungen und ſonſtigen polizeilichen 
Vorſchriften genau beachtet werden. 

Frankfurt a. O., den 19. September 1910. 

I. A. K. 304. Der Regnierungspräfident. 
566. Erziehungsanſtalten. 

Die Herren Landräte und die Polizeiver⸗ 
waltungen der Städte über 10000 Einwohner 
erſuche ich, mit Bezug auf meine Rundverfügung vom 
27. 9. 09 — 1 D. 561. 09 — (Amtebl. Sick. 39 für 
1909) mir beſtimmt bis 30. September d. Js. mit⸗ 


zuteilen, ob Aenderungen bei den in ihren Bezirken 
vorhandenen Erziehungsanſtalten, Waiſen⸗, Rettungs⸗ 
häuſern und dergleichen Anſtalten einſchl. kommunal⸗ 
ſtändiſcher Anſtalten ſeit September v. Is. einge⸗ 
treten, insbeſondere ob inzwiſchen neue Anſtalten für 
dieſen Zweck eingerichtet worden ſind. 

Frankfurt a. O., den 14. September 1910. 

II S. 4227. Der Regierungspräſident. 
567. Krankenpflegeſchulen. 

Durch die Ausſührungsanweiſung zu den Vor⸗ 
ſchriften über die ſtaatliche Prüfung von Kranken⸗ 
pflegeperſonen vom 10. Mai 1907 tft zu § 5 Nr. 6 
dieſer Vorſchriften beſtimmt, daß der einjährige Lehr⸗ 
gang, abgeſehen von kürzeren Ferien, nicht durch 
monatelange oder längere Pauſen unterbrochen ſein 
darf. Im Einverſtändniſſe mit dem Herrn Reichs⸗ 
kanzler ändere ich dieſe Beſtimmung dahin ab, daß 
künftig bei einer Unterbrechung des Lehrgangs durch 
Ferien oder Krankheit bis zur Gelamtdauer von 
zwei Monaten feitens des ärztlichen Leiters der 
Krankenpflegeſchule die Teilnahme an einem zu⸗ 
ſammenhängenden Lehrgang noch beſcheinigt werden 
darf, wenn der betreffende Schüler (die Schülerin) 
ſich gut geführt, das Verſäumte nachgeholt und nach 
dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Leiters der Pflege⸗ 
ſchule ſich das Jahrespenſum des Unterrichts ange⸗ 
eignet hat. Bei einer längeren Unterbrechung des 
Kurſus, ſei es, daß ſie in einem Zuge oder in 
mehreren Zeitabſchnitten erfolgt iſt, wird grundſätzlich 
die Nachholung mindeſtens des über zuſammen zwei 
Monate hinausgehenden Zeitraums zu fordern ſein. 

Berlin W. 8, den 24. Auguſt 1910. 

Der Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts⸗ und 

Medizinal⸗Angelegenheiten. 


Vorſtehenden Erlaß teile ich den Herren Land⸗ 
räten, Oberbürgermeiſtern und Kreisärzten im 
Anſchluß an die Amteblatibekanntmachung Nr. 405 
im Stück 22 für 1907 mit. 

Frankfurt a. O., den 7. September 1910. 

1 A. 4113. Der Regierungspräſident. 
568. Stellen vermittlung. 

An die Herren Landräte und die Polizei⸗Ver⸗ 
waltungen in den Städten über 10000 Einw. 

1. Mit Bezug auf die beiliegenden Vorſchriften über 
den Geſchäftsbetrieb der nicht gewerbsmäßigen 
Stellenvermittelungen, die Stellen für das Geſinde 
oder für die in der Landwirtſchaft oder im Gaſt⸗ 
und im Schankwirtſchaftsgewerbe beſchäftigten Perſonen 
vermitteln, erſuche ich, ſich die ſorgfältige Ueber⸗ 
wachung der bezeichneten Stellenvermittelungen an⸗ 
gelegen fein zu laſſen und hierbei nach den für die 
gewerbsmäßigen Stellenvermittler ergangenen An⸗ 
weiſungen entſprechend zu verfahren. 

II. Mit Bezug auf die beiliegenden Vorſchriften a) über 
den Geſchäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellen⸗ 
vermittler mit Ausſchluß der gewerbsmäßigen 
Stellenvermittler für Bühnenangehörige und der 


— 
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Herausgeber von Stellen: und Vakanzenliſten, b) über 
den Geſchäftsbetrieb der gewerbsmäßigen Stellen⸗ 
vermittler für Bühnenangehörige mit Ausſchluß der 
Herausgeber von Stellen⸗ und Vakanzenliſten, o) über 
den Geſchäftsbetrieb der Herausgeber von Stellen⸗ 
und Vakanzenliſten, erſuche ich, ſich die ſorgfältige 
Ueberwachung des Geſchäftsbetriebs aller Stellen⸗ 
vermittler angelegen ſein zu laſſen. Zu dem Zwecke 
iſt unter anderem der Geſchäftsbetrieb mindeſtens 
einmal, in Städten über 10000 Einwohner min⸗ 
deſtens zweimal im Jahre unvermutet zu beſichtigen. 

Ergeben ſich Tatſachen, die eine Entziehung der 
Erlaubnis oder eine Unterſagung des Gewerbebetriebs 
notwendig erſcheinen laſſen, ſo iſt der Stellenvermittler 
zur Einſtellung des Gewerbebetriebs aufzufordern. 
Kommt er dieſer Aufforderung innerhalb der geſtellten 
Friſt nicht nach, ſo iſt die Klage auf Entziehung der 
Erlaubnis oder auf Unterſagung des Gewerbebetriebe 
im Verwaltungsſtreitverfahren zu erheben. 

Die Geſchäftsbücher ſind auch bei ihrer Abllefe⸗ 
rung, ſoweit dies die Geſchäftslage geſtattet, auf 
ihre ordnungsmäßige Führung hin zu prüfen. Sit 
die Strafverfolgung noch nicht verjährt, ſo iſt bei 
etwaigen Verſtößen die Beſtrafung des Stellenver⸗ 
mittlers herbeizuführen. Unabhängig hiervon iſt 
aber in jedem Falle zu prüfen, ob auf Grund der 
durch die Einſichtnahme der Geſchäftsbücher ge⸗ 
wonnenen näheren Kenntnis der Geſchäftsführung 
die Entziehung der Erlaubnis oder die Unterſagung 
des Gewerbebetriebs wegen Unzuverläſſigkeit in die 

ege zu leiten iſt. 

ehlt einem Stellenvermittler zu dem begonnenen 
Gewerbebetriebe die erforderliche Erlaubnis, ſo iſt, 
wenn ungeachtet einer Aufforderung der Ortspolizei⸗ 
behörde der Betrieb nicht eingeftellt wird, die ſtraf⸗ 
rechtliche Verfolgung des Gewerbetreibenden herbei⸗ 
zuführen. Daneben kann die Fortsetzung des Betriebs 
von der Ortspolizeibehörde durch Anwendung un⸗ 
mittelbaren Zwanges verhindert und die Beſeitigung 
der zur Ausübung des Gewerbebetriebs dienenden 
Einrichtung (z. B. Firmenſchild) im Verwaltungs⸗ 
Zwangsverfahren herbeigeführt werden. Unzuläſſig 
iſt es, den Stellenvermittler zur Einholung der Er⸗ 
laubnis zwangsweiſe anzuhalten. 

Setzt ſemand, dem die Erlaubnis zum Betriebe 
des Stellenvermittlergewerbes entzogen, oder dem 
die Ausübung dieſes Gewerbebetriebs unterſagt iſt, 
den Gewerbebetrieb eines Stellenvermittlers fort, 
ſo findet die Beſtimmung im vorigen Abſatz ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Iſt die Zurücknahme der 
Erlaubnis zum Betriebe des Stellenvermittlergewerbes 
rechtskräftig erfolgt, jo hat die Ortspolizeibehörde 
die Auslieferung der Urkunde über die Erlaubnis 
nötigenfalls auf dem in L. V. G. 88 127 ff. be⸗ 
zeichneten Wege herbeizuführen. 

Von jeder Entziehung der Erlaubnis zum Belriebe 
des Stellenvermitilergewerbes ſowie von jeder 
Unterſagung dleſes Betriebes hat das Verwaltungs⸗ 


gericht erſter Inſtanz der Ortspolizeibehörde det 
Geburtsorts Mitteilung zu machen. Zugleich iſt 
derjenigen Stelle, welche die Urkunde ausgefertigt 
hat, eine Abſchrift der rechtskräftigen Entſcheidung 
zu überſenden. 

Auf der Rückſeite des Ausweiſes (Muſter D An⸗ 
lage zu den Vorſchriften unter a) iſt den Beteiligten 
anheimgeſtellt, ſich für den Fall, daß der Stellen⸗ 
vermittler die Gebühr nicht zurückzahlt, an die 
Ortspolizel zu wenden. Dieſe hat, ſofern eine 
entſprechende Mitteilung eingeht, die Berechtigung 
der Weigerung des Stellenvermittlers eingehend zu 
prüfen. Ergibt ſich hierbei, daß die Rückzahlung 
der Gebühren zu Unrecht verweigert wird, ſo hat 
die Ortspolizeibehörde dem Stellenvermittler unter 
kurzer Darlegung des Sachverhalts zu eröffnen, daß 
die Entziehung der Erlaubnis für den Fall werde 
in Erwägung gezogen werden, daß durch die ordent⸗ 
lichen Gerichte die Unrechtmäßigkelt der Weigerung 
zur Erſtattung der Gebühren feſtgeſtellt werde. 

Die auf den Bahnhöfen aufgeſtellten Exekutivbe⸗ 
amten ſind auf die Ueberwachung der Befolgung 
der Vorſchrift in Ziffer 16 der Vorſchriften unter a 
beſonders aufmerkſam zu machen. 

Die Herren Landräte wollen die übrigen etwa 
in Betracht kommenden Polizeibehörden mit Weifung 
verſehen. 

Frankfurt a. O., den 6. September 1910. 

I Bg. 3385. Der Regierungspräſident. 
569. Entſchädigung für Standesbeamte. 

Im Auftrage des Herrn Oberpräſidenten in 
Potsdam teile ich den Herren Landräten unter Hin⸗ 
weis auf die Bekanntmachung vom 23. Februar 1910 
(Amtsblatt S. 83) mit, daß es bei Abänderung der 
Bekanntmachung vom 17. Oktober 1899 (Min. Bl. 
f. d. i. V. S. 188) nicht in der Abſicht des Herrn 
Miniſters des Innern gelegen hat, auch die bls⸗ 
herigen Beſuimmungen über Feſtſetzung der nach 
8 7 Abſatz 4 des Perſonenſtandsgeſetzes den Standes⸗ 
beamten aus der Staatskaſſe zu zahlenden Ent⸗ 
ſchädigungen zu ändern. Dieſe Feſtſetzung fol viel: 
mehr nach wie vor durch den Herrn Oberpräfidenten 
erfolgen. 

Frankfurt a. O., den 15. September 1910. 
ID. 947. Der Regierungspräfident. 
570.  Sranfen= ꝛc. Kaffe „Juſtitia “. 

Die „Juſtitia“, Kranken⸗ und Begräbniskaſſe für 
Deutſchland in Breslau, die unterm 16. Oktober 1906 
als eingeſchriebene Hilfskaſſe zugelaſſen worden iſt 
und deren Tätigkeit ſich über das Deutſche Reich 
erſtreckt, bezweckt nach ihrem Statut die gegenſeitige 
Unterſtützung ihrer Mitglieder für den Fall der 
Krankheit und die Zahlung eines Begräbnisgeldes 
an die Hinterbliebenen verſtorbener Mitglieder. 
Nach den der Aufſichtsbehörde eingereichten Rechnungs⸗ 
abſchlüſſen der Jahre 1908 und 1909 hat die Kaſſe 
bei einer reinen Einnahme von 30083,27 M. an 
Beiträgen und Eintrittsgeldern im Jahre 1908 nur 
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6041,35 M. zur Erfüllung der ihr obliegenden 
Leiſtungen, dagegen 21 279,71 M. für Verwaltungs⸗ 
koſten, im Jahre 1909 bei einer reinen Beiträge⸗ 
und Eintrittsgeldeinnahme von 29846,97 M. nur 
6395,23 M. an Kranken⸗ und Sterbegeld, dagegen 
21 141,56 M. für Verwaltungskoſlen aufgewendet. 
Die Verwaltungskoſten ſtellen ſich demnach in den 
Jahren 1908 und 1909 auf 70,7 % und 70,8 % 
der Mitgliederbeiträge und Eintrittsgelder, wogegen 
in denſelben Zeiträumen für Krankenunterſtützungen 
und Sterbegelder nur 20,1% und 21,4% verauß- 
gabt worden find. Die Verwaltungekoſten befiehen 
vorwiegend in Ausgaben für den Geſchäftsführer, 
die Kaſſenbeamten, Krankenkontrolleure und ſonſtigen 
Kaſſenvertreter (Akquiſiteure und Inkaſſobeamte) und 
für Prozeſſe, die die Kaſſe gegen die eigenen Mit⸗ 
glieder führt. Zur Erfüllung der der Kaffe obliegen⸗ 
den Leiſtungen werden ſonach die Beiträge der Mit⸗ 
glieder nur zum kleineren Teil verwendet. Durch 
den Hinweis auf dem Titelblatt des Statuts, daß 
fie unter ſtaatlicher Oberauſſicht ſteht, ſucht die Kaffe 
nach außen hin den Anſchein zu erwecken, daß die 
Verſicherungsbedingungen günſtige find, während die 
Statuten in Wirklichkeit derart ſcharfe Bedingungen 
enthalten, daß die Kaſſe faſt in jedem Fall die Er⸗ 
füllung ihrer Verpflichtungen verringern kann. Da 
die beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen keine Hand⸗ 
habe bieten, um eine Abänderung der Statuten zu 
erzwingen oder wegen der unverhältnismäßig hohen 
Verwaltungskoſten gegen die Kaſſe, die im übrigen 
den Anforderungen des § 75 des Kr.⸗Verſ.⸗Geſ. 
nicht genügt, einzuſchreiten, erſcheint es geboten, 
öffentlich auf die angeführten Tatſachen hinzuweiſen. 

Breslau, den 2. September 1910. 

Der Regierungspräfident. 
von Baumbach. 

Die Herren Landräte und die ſtädtiſchen Polizei⸗ 
verwaltungen erſuche ich, in geeigneter Weiſe, ſoweit 
es koſtenfrei geſchehen kann, für möglichſte Verbreitung 
der vorſtehenden Bekanntmachung Sorge zu tragen. 

Frankfurt a. O., den 14. September 1910. 

1 Bg. 3513. Der Regierungspräſident. 
571. Anſtellung von Bezirksſchornſteinfegern. 

Der Abſatz 1 des & 5 ves Regulativs betreffend 
die innere Einrichtung der Kehrbezirke für Schorn⸗ 
ſteinfeger vom 28. September 1908 (Regierungs- 
amtsblatt S. 248) wird durck folgenden Zuſatz ergänzt: 

Die Anſtellung iſt zu widerruſen, wenn ſie im 
Widerſpruch mit den Vorſchriften des Regulativs 
erfolgt iſt. 

Frankfurt a. O., den 15. September 1910. 

I Bg. 3568. Der Regierungspräſident. 
572. Verkaufszeit in Neu⸗Petershain. 

Nachdem, wie ſich im Feſtſtellungsverfahren ergeben 
hat, die Einführung des Achtuhrladenſchluſſes 
für die offenen Verkaufsſtellen der ſämtlichen 
Ladengeſchäfte während des ganzen Jahres mit 
Ausnahme der Vorabende von Sonn⸗ und Feſt⸗ 


tagen in der Landgemeinde Neu⸗Petershain Kreis 
Calau von mehr als einem Drittel der beteiligten 
Geſchäftsinhaber beantragt worden iſt, wird hiermit 
bekannt gemacht, daß ich den Herrn Amtsvorſteher 
in Neu⸗Petershain zum Kommiſſar behufs Entgegen⸗ 
nahme der Aeußerungen für oder gegen den Laden⸗ 
ſchluß gemäß $ 139 f Abſatz 2 der Gewerbeordnung 
in der Faſſung vom 26. Juli 1900 ernannt habe. 

Frankfurt a. O., den 14. September 1910. 

I Bg. 2802. Der Regierungspräſident. 
573. Bezirfsperänderungen., 

Durch Beſchlüſſe der zuſtändigen Kreisaus⸗ 
ſchüſſe find die nachbezeichneten Grundſtücksparzellen 
umgemeindet worden: Im Kreiſe Königsberg Nm.: 
Kartenbl. 1 Nr. 2 aus dem Gemeindebez. Zellin 
nach dem ſorſtfisk. Gutsbez. Neumühl; im Kreiſe 
Luckau: Kartenbl. 1 Nr. 81 aus dem Gutsbez. 
Dobrilugk nach dem Gutsbez. Schulz; im Kreiſe 
Oſt⸗Sternberg: Kartenbl. 1 Nr. 396/69 und 397/69 
aus dem Gutsbez. Lindow nach dem Gemeindebez. 
Lindow; im Kreiſe Weſt⸗Sternberg: Kartenbl. 3 
Nr. 165/68, 162/69, 70, 161/71 und 72 aus dem 
Gemeindebez. Zohlow nach dem Forſtgutsbez. Reppen. 
Ferner ſind durch Beſchluß des Bezirksausſchuſſes 
umgemeindet worden: Im Kreiſe Lebus: Ktbl. 3 Nr. 
171/72 173/72 u. 124/71 aus dem Stadtbez. Müll: 
roſe nach dem Gutsbez. Sauen im Kreiſe Beeskow⸗ 
Storkow; Kartenbl. 7 Nr. 156/1 aus dem Stabt- 
bez. Fürſtenwalde nach dem Gutsbez. Molkenberg 
und Kartenbl. 1 Nr. 19, 103/14 ꝛc., 104/15 ꝛc., 
123/17, 124/17, 125/17, 126/17, 99/12, 100/12, 
101/12, 93/11, 107/12, 108/15, 86/17 pp., 96/17 
2c., 110/14, 109/15, 94/17 2c., 92/11, 129/1, 134/1, 
115/6, 116/6, 117/4, 118/6, 119/10, 122/65, 112/6, 
113/6, 127,7, 128/7, 120/8, 121/8 und 80/21 
aus dem Gutsbez. Molkenberg nach dem Stadtbez. 
Fürſlenwalde. 

Frankfurt a. O., den 15. September 1910. 

Der Reglerungspräſident. 
574. Zinsſcheineinlöſung. 

Die Zinsſcheine der preußiſchen Staatsſchuld und 
der Reichsſchuld werden vom 21. des dem FJaällig⸗ 
keltstermin vorangehenden Monais ab von den ſtaat⸗ 
lichen und den kommunalen Kaſſen, bei dieſen auf 
Staatesſteuern, in Zahlung genommen bezw. bei den 
Zinsſcheineinlöſungsſtellen, Regierungshaupikaſſe, 
Krelskaſſen, Forſtkaſſen, Hauptzoll⸗ und Zollämtern, 
bezahlt. Auch können durch Vermittelung der Zins⸗ 
ſcheineinlöſungsſtellen neue Zinsſcheinbogen koſtenlos 
bezogen werden. Die erforderlichen Vordrucke zu den 
Verzeichniſſen werden unentgeltlich abgegeben. 

Frankfurt a. O., den 15. September 1910. 


K. 256. Königliche Reglerung. 
Andere Behörden, 
575. Im Kreiſe Neuftettin in den Ortſchaften 


Lucknitz und Parchlin, im Kreiſe Belgard in der 
Stadt Belgard und in den Ortſchaften Lenzen, 
Natztow und Groß⸗Dubberow, in den Kreiſen Bütow 
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und Schlawe in den Ortſchaften Neuhütten, Kathkow 
bezw. in Rügenwalde, Eventhin, Beelkow, Wand⸗ 
hagen, Schlawin, Alt⸗Järs hagen, Neuenhagen⸗Abtei 
und Steinort iſt das Auftreten der Maul⸗ und 
Klauenſeuche feſtgeſtellt worden. 
Köslin, den 10. September 1910. 
Der Regierungspräſident. 
576. Der Herr Miniſter der getfilichen, Unterrichts⸗ 
und Medizinal⸗Angelegenheiten hat den Beginn der 
erſten am Königlichen akademiſchen Inſtitut für 
Kirchenmuſik in Charlottenburg, Hardenbergſtraße 36, 
abzuhaltenden Prüfung für Geſanglehrer und 
Lehrerinnen an höheren Lehranſtalten in Preußen 
auf den 4. Januar 1911 feſtgeſetzt. 
Zur Prüfung werden zugelaſſen: 
1. Bewerber, welche die zweite Lehrerprüfung 
beſtanden haben, und Bewerberinnen, welchen 
die Berechtigung zur endgültigen Anſtellung 
erteilt worden iſt, 
2. andere Bewerber und Bewerberinnen, welche 
das Reifezeugnis einer höheren Lehronſtalt mit 
ſechslährigem Lehrgang bezw. das Abgangs⸗ 
zeugnis einer höheren Mädchenſchule“) oder 
das Zeugnis der Verſetzung in die Oberſekunda 
einer neunſtufigen höheren Lehranſtalt bezw. 
in die dritte Klaſſe einer Studlenanſtalt beſitzen 
und das 22. Lebensjahr vollendet haben. 
Dieſe Bewerber und Bewerberinnen haben 
außerdem eingehend nachzuwelſen, mit welchen 
Studien ſie ſich nach Erlangung des berech⸗ 
tigenden Zeugniſſes beſchäftigt haben. 
„Alle Bewerber und Bewerberinnen haben ſich 
über eine zweijährige muſikaliſche und geſang⸗ 
pädagogiſche Ausbildung auszuweiſen. 

Die Meldung zur Prüfung iſt zwei Monate 
vor dem bekannt gegebenen Termin an den Vor⸗ 
ſitzenden der Prüfungskommiſſion, den kommiſſariſchen 
Direktor der Königlichen akademiſchen Hochſchule für 
Muſik, Herrn Geheimen Regierungsrat Profeſſor 
Dr, Kreiſchmann, Charlottenburg, Hardenbergſtraße 36, 
dr richten. Der Meldung beizufügen ſind: 1. ein 
etliches Zeugnis, 2. ein von dem Bewerber (der 
Bewerberin) ſelbſtgeſchriebener Lebenslauf, 3. ein 
Unbeſcholtenheitszeugnis, 4. die Nachweiſe über die 
unter 2 bezeichnete Vorbildung, 5. falls der Bewerber 
(die Bewerberin) bereits verſucht hat, die Prüfung 
abzulegen, das darüber ausgeftellte Zeugnis. 

Der Borfigende der Prüfungskommiſſion ent⸗ 
ſcheidet auf Grund der vorgelegten Nachwelſe über 
die Zulaſſung zur Prüfung. Gegen einen ab⸗ 
lehnenden Beſcheid ſteht dem Bewerber (der Be: 
werberin) die Berufung an den Minifter der geistlichen, 
Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenhelten offen. 

Berlin W. 9, den 3. September 1910. 

III. 4314. Königliches Provinzial⸗Schulkollegtum. 


) Auch diejenigen Bewerberinnen werden zugelaſſen, welche 
vor dem 1. April 1909 das Abgangszeugnis einer höheren 
Mädchenſchule nach den Beſtimmungen vom 31. Mai 1894 
erworben haben. 


577. Mit Genehmigung des Herrn Finanzminiſters 
wird zum 1. Oktober d. Is. das Zollamt II Zehden 
im Hauptzollamtsbezirk Frankfurt a. O. aufgehoben. 

Der ſeitherige Hebebezirk Zehden wird von dieſem 
Tage ab dem Zollamt I Königsberg Nm. in dem⸗ 
ſelben Hauptzollamtsbezirke zugeteilt: 

Berlin, den 12. September 1910. 

Der Präſident der Oberzolldirektlon. 

578. Zu dem Verzeichnis der Poſtſcheckkontoinhaber 
für 1910 erſcheint der 2. Nachtrag. Der Bezugspreis 
des 2. Nachtrags beträgt 40 Pf. Beſtellungen darauf 
und auf das Hauptverzeichnis ſowie den 1. Nachtrag 
werden von den Poſtanſtalten entgegengenommen. 
Dem 2. Nachtrag iſt wieder ein Auszug der neueren 
Verfügungen über den Poſtſcheckverkehr vorgedruckt. 
Auch ſind die Beſtimmungen über die vom 1. Oktober 
ab zur Einführung gelangenden Nachnahmekarten 
und Nachnahmepaketadreſſen mit anhängender Zahl⸗ 


karte aufgenommen. i 
Reichs⸗Poſtamt. 


579. Nerſonalnachrichten. 

a) Der Regierungs⸗Aſſeſſor von Graevenitz hier 
iſt zum Stellvertreter des Regierungspräſidenten im 
Bezirksausſchuß, abgeſehen vom Vorſitze, ernannt 
worden. 

b) Die Forſikaſſenrendanten, Rechnungsräte Kamcke 
in Drieſen und von Baſſewitz in Hohenwalde treten 
in den Ruheſtand, der Forſtkaſſenrendant, Rechnungs» 
rat Ganger in Berlinchen iſt in gleicher Eigenſchaft 
nach Drieſen verſetzt. Dem Regierungshauptkaſſen⸗ 
buchhalter Janzen in Stettin iſt die Verwaltung der 
Forſtkaſſe in Hohenwalde und dem Förſter Loeffelbein 
in Neuhaus, Reglerungsbezirk Stettin, die Ver⸗ 
waltung der Forſtkaſſe in Berlinchen übertragen. 

c) Es find ernannt worden zu Amtsvorſtehern: 
1. Der Gutabeſitzer Blühdorn zu Granow für den 
Amtsbezirk 4 Granow im Kreiſe Arnswalde, 2. Graf 
Rochus zu Lynar zu Schloß⸗Seeſe für den Amts⸗ 
bezirk 2 Lübbenau I im Kreiſe Calau, 3. der Rliter⸗ 
gutsbeſitzer Graf von Witzleben zu Altdöbern für den 
Amtsbezirk 15 Altdöbern im Kreiſe Calau, 4. der 
Königliche Amtsrat Richard Cochlus zu Wellmig für 
den Amtsbezirk 6 Wellmitz im Kreiſe Guben, 5. der 
Rittergutsbeſitzer v. Klitzing zu Charlottenhof für den 
Amtsbezirk 7 Charlottenhof im Kreiſe Landsberg a. W., 
6. der Gutsbeſitzer Max Echner zu Wepritz für den 
Amtsbezirk 15 Wepritz im Kreiſe Landsberg, 7. der 
Königliche Amtsrat Schmelzer zu Sachſendorf für den 
Amtsbezirk 30 Sachſendorf im Kreiſe Lebus, 8. der 
Rittergutsbeſitzer Conrad von Burgsdorff zu Hohen⸗ 
jefar für den Amtsbezirk 35 Hohenjeſar im Kreiſe 
Lebus, 9. der Förſter Wilhelm Schildt zu Sallgaſt für 
den Amtsbezirk 19 Sallgaſt im Kreiſe Luckau, 10. der 
Rittergutsbeſitzer Anton Matthias Schön zu Breſtau 
für den Amtsbezirk 21 Breſtau im Kreiſe Sorau, 
11. der Rentier Louis Lehmann zu Laubnitz für den 
Amtebezirk 29 Laubnitz im Kreiſe Sorau, 12. der 
Rittergutsbeſitzer Georg Lucke zu Nißmenau für den 


Amtsbezirk 34 Nißmenau im Kteiſe Sorau, 13. der 
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Rentier H. Schröter zu Oſtrow für den Amtsbezirk 17 
Oſtrow im Kreiſe Oſtſternberg, 14. der Bauernguts⸗ 
beſitzer Peſchke zu Groß⸗Kirſchbaum für den Amts⸗ 
bezirk 18 Lindow im Kreiſe Oſtſternberg, zu Amts⸗ 
vorſteherſtellbertretern: 1. der Domänenpächter 
Minde zu Leitersdorf für den Amtebezirk 13 Leiters⸗ 
dorf im Kreiſe Croſſen, 2. der Gutebeſitzer Paul 
Alimann zu Strega für den Amtsbezirk Strega im 
Kreiſe Guben, 3. der Gemeindevorſteher Johannes 
Juhre zu Alt⸗Reetz für den Amtsbezirk 24 Reetz im 
Kreiſe Königsberg Nm., 4. der Eigentümer Block 
zu Neu⸗Diedersdorf für den Amtsbezirk 7 Charlotten⸗ 
hof im Kreiſe Landeberg a. W., 5. der Adminiſtrator 
Kothe zu Tamſel für den Amtsbezirk 1 Tamſel im 
Kreiſe Landoberg a. W., 6. der Gemeindevorſteher 
Boeſe zu Wepritz für den Amtsbezirk 15 Wepritz 
im Kreiſe Landsberg a. W., 7. der Rentmeiſter 
Mittag zu Sonnewalde für den Amtsbezirk 16 Sonne⸗ 
walde im Kreiſe Luckau, 8. der Ortsrichter Carl 
Pauliſch zu Sallgaſt für den Amtsbezirk 19 Sallgaſt 
im Kreiſe Luckau, 9. der Rittergutsbeſitzer Gogol zu 
Grabow für den Amtsbezirk 17 Niewerle im Kreiſe 
Sorau. 5 
d) Im Kammergerichtsbezirk (Auguſt). Kg., Lg., 
Ag. = Kammer-, Land-, Amtsgericht B = Berlin. 
Von der Tätigkeit als hauptamtliche Mitglieder 
der Juſtizprüfungskommiſſion find entbunden die 
Kgs.⸗Räte Dr. Lilienthal und Dronke, erfterer infolge 
ſeiner Beſtellung zum Hilfsrichter beim Reichsgericht 
letzterer infolge feiner Einberufung zum Reichsjuſtiz⸗ 
amt. Oblg.⸗Räte Theuner in Breslau, Dr. David 
in Cöln ſind als Kgs.⸗Räte a. d. Kg. verſetzt und 
zu hauptamtlichen Mitgliedern der Juſtizprüfungs⸗ 
kommiſſion beſtellt. Ernannt Gerichtsaſſ. Dr. Brons 
in Senftenberg z. Amterichter, Bürgermeiſter Dr. 
Albers z. Amtsanwalt in Drieſen, Poltzeiſek. Schulz 
Amtsanw.⸗Stellv. daf. Zum Gerichtsſchreibergeh. 
b. Ag. in Drieſen iſt der ſtändige Inſpektionsgehilfe 
Krug vom Gerichtsgefängnis in Magdeburg ernannt. 
Lehrerſtellen. . 
580. Kr. Arnswalde: Hagelfelde K. L, 1. 10: 
Kr. Kalau: Dobriſtroh L., 1. 7. Kr. Kroſſen, 
Koßar 2. L., 1. 10. Kr. Luckau: Lichterfeld 2. L., 
1. 10., Nehesdorf L., 1. 10. Kr. Oſt⸗Sternberg 
Lauſa 2. L., 1. 10. 

Bewerbungen ſind an die Königliche Regierung, 
Abteilung für Kirchen⸗ und Schulweſen, zu richten. 
Nichtamtliches. 

581. Wiederholter Aufruf eines 
gekündigten Kur⸗ und Neumärkiſchen Pfandbriefes. 
Der durch unſere Bekanntmachung vom 5. Juli 
d. Is. für den Zingtermin Weihnachten 1910 auf“ 
gekündigte auf den Namen des Gutes Beelitz lau⸗ 
tende Kur⸗ und Neumärkiſche ältere Pfandbrief 
Nr. 29197 über 1000 Reichstaler Kurant iſt noch 
nicht eingeliefert worden. 


Dieſe Ausgabe umfaßt die Seiten 240— 254 (/ Bogen). 


Wir fordern daher den Inhaber wiederholt auf, 
gedachten Pfandbrief nebſt den entſprechenden Zins⸗ 
ſcheinen (Kupons), ſoweit dieſe vorausgereicht und 
noch nicht fällig ſind, ſowie der Zinsſchein⸗Anweiſung 
(Talon), unverzüglich an unſere Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Kaſſe hierſelbſt, Wilhelmplatz Nr. 6, einzuliefern. 
Ueber die Einlieferung wird von der Haupt Ritter⸗ 
ſchafts⸗Direktion eine Beſcheinigung erteilt und 
gegen Rückgabe dieſer im Verfall⸗Termine die 
Kapltalzahlung ſeitens unſerer Haupt⸗Ritterſchafts⸗ 
Kaſſe geleiſtet. 

Falls die Einlieferung bei unſerer Haupt⸗Ritter⸗ 
ſchafts⸗Kaſſe, Wilhelmplatz Nr. 6, hierſelbſt 

bis zum 1. Februar 1911 

nicht bewirkt iſt, hat der Inhaber des Pfandbriefes 
zu erwarten, daß er gemäß den Vorſchriften des 
Allerhöchſten Erlaſſes vom 15. Februar 1858 und 
des mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 7. Dezember 
1848 genehmigten Regulativs (GeſetzSamml. 1858 
S. 37, 1849 S. 76) mit den in dem Pfandbriefe 
ausgedrückten Rechten, insbeſondere mit dem der 
Spezial⸗Hypothek, ausgeſchloſſen und mit ſeinen 
Anſprüchen auf den bei dem Ritterſchaftlichen 
Kredit-Inflitut zu hinterlegenden Barbetrag wird 
verwieſen werden. 

Berlin, den 5. September 1910. 

Kurs und Neumärkiſche Haupt⸗Ritterſchafts⸗Direltion. 
von Buch. 

582. Von den auf Grund des Allerhöchſten 
Privilegiums vom 6. September 1885 ausgefertigten 
4% igen Anleiheſcheinen des Kreiſes Oſt⸗Sternberg 
ſind nach Vorſchrift des Tilgungsplanes zur Ein⸗ 

ziehung im Jahre 1911 ausgeloſt worden: 
Buchſtabe C Nr. 53 über 1000 Mark 

dto. D Nr. 10, 12, 35, 42, 

48, 58 über je 2000 Mark = 12000 Mark 
Summa 13000 Piark 

Die Inhaber werden aufgefordert, die ausgeloſten 
Kreisanleiheſcheine nebſt den noch nicht fällig ger 
wordenen Zinsſcheinen und den hierzu gehörigen 
Zinsſchein⸗Anweiſungen vom 1. April 1911 ab bei 
der Kreis⸗Kommunal⸗Kaſſe in Zielenzig einzureichen 
und den Nennwert der Anleiheſcheine dafür in Emp⸗ 
fang zu nehmen. N 

Mit dem 1. April 1911 hört die Verzinſung der 
ausgeloſten Anleiheſcheine auf. 

Für fehlende Zinsſcheine wird deren Wertbetrag 
vom Kapital abgezogen. 

Zielenzig, den 10. September 1910. 

Der Kreis⸗Ausſchuß des Kreiſes Oſt⸗Sternberg. 

von Bockelberg. 
583. Am 24. u. 26. 9. 10 vormittags von 8 Uhr 
ab werden auf dem Platze vor der Kaſerne in Spandau 
ca. 80 bezw. 20 ausgemuſterte überzählige Dienſt⸗ 
pferde öffentlich meistbietend gegen ſofortige Ber 
zahlung verkauft. Brandbg. Train⸗Bataillon Nr. 3. 
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